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Zumindest ist die Wertgrenze für eine Eintragung von bislang 2.500,-- Euro deutlich

zu erhöhen und aufzunehmen, dass die Eintragung unverzüglich zu löschen ist,

wenn ein nicht bestandskräftiger Bußgeldbescheid nach einer Überprüfung keinen

Bestand hat.

Ergänzend aufzunehmen ist unbedingt, dass zu Unrecht eingetragene Unterneh-

men einen Anspruch auf schnellen und unbürokratischen Ersatz der ihnen nicht nur

finanziell entstandenen Nachteile haben.

(6) Unklar und unbedingt neu zu ordnen ist § 2 Absatz 3, das heißt unter welchen

Voraussetzungen eine Verurteilung, ein Strafbefehl oder Bußgeldbescheid gegen

eine natürliche Person einem Unternehmen zuzurechnen ist.

Für eine Zurechnung über § 30 Ordnungswidrigkeitengesetz soll offenbar ein nicht

bestandskräftiger Bußgeldbescheid ausreichen. Insofern gelten unsere Anmerkun-

gen oben zu (4) entsprechend.

Für eine Zurechnung über § 130 OWiG reicht offenbar, dass ein Aufsichts- oder

B\QKXS]K^SYX]`O\]MR_VNOX n`Y\VSOQ^m( Von wem dies festzustellen ist, bleibt offen.

(7) Zu § 5 Absatz 1 bitten wir um Prüfung, ob Unternehmen anstatt 2 Wochen nicht eine

längere Frist von 4 Wochen haben sollten, um zu einer geplanten Eintragung

Stellung zu nehmen.

(8) Zu § 5 Absatz 2 und § 6 Absatz 2 QOROX aS\ NK`YX K_]& NK]] OSX nEZO\\`O\WO\Um LOS

JaOSPOVX hLO\ NSO DSMR^SQUOS^ OSXO\ 8SX^\KQ_XQ LONO_^O^& NK]] NSO]O nQO]ZO\\^Om

Eintragung vom Register nicht mitgeteilt werden darf. Die Gesetzesbegründung

scheint von einer Weitergabe auszugehen. Dies ist aus unserer Sicht zu korrigieren.

(9) Zu § 6 Absatz 6 LS^^OX aS\ _W >VK\]^OVV_XQ& aOVMRO nO\QfXdOXNOX =XPY\WK^SYXOXm

Staatsanwälte und Bußgeldbehörden künftig Vergabestellen weitergeben dürfen,

um über einen Ausschluss vom konkreten Vergabeverfahren zu entscheiden. Erhält

das betroffene Unternehmen davon Kenntnis? Welche Dokumentationspflichten

QOV^OX _XN aO\ RKP^O^& aOXX NSO nO\QfXdOXNOX =XPY\WK^SYXOXm _X\SMR^SQ aK\OX3

(10) Zu § 8 regen wir an, eine Frist aufzunehmen, innerhalb derer die Registerbehörde

grundsätzlich über einen Antrag auf Selbstreinigung zu entscheiden hat. Wir halten

grundsätzlich 4 Wochen für angemessen, wobei die Registerbehörde innerhalb von

2 Wochen mitteilen muss, ob Angaben YNO\ GX^O\VKQOX d_\ nEOVL]^\OSXSQ_XQm PORVOX(

Ergänzend wäre hilfreich, im Gesetzestext zu verdeutlichen, welche nKXNO\OX

QOOSQXO^OX GX^O\VKQOXm QOWfj § 8 Absatz 2 verlangt werden können. Aus unserer

Sicht sollte hier insbesondere auf Compliance- oder Wertemanagement-Zertifikate

anerkannter neutraler Stellen verwiesen werden. Das EMB-Wertemanagement Bau

(siehe oben zu (1)) ist aus unserer Sicht ein solches Zertifikat, das heute bereits

öffentliche Auftraggeber und Auftraggeber der Wirtschaft anerkennen.

Nach dem Beispiel der Freien und Hansestadt Hamburg sollte der Gesetzentwurf

auch aufnehmen, dass Vergabestellen von einer Registerabfrage absehen können,

wenn ihnen das Compliance- oder Wertemanagement-Zertifikat einer anerkannten

neutralen Stelle vorgelegt wird.

(11) Zu § 10 bevorzugen wir, aufgrund der Sachnähe einen Rechtsschutz vor den

Vergabekammern und Oberlandesgerichten vorzusehen, anstatt eines

Rechtsschutzes vor den Verwaltungsgerichten.



3

Zusammenfassend

(12) Wir gehen davon aus, dass bei einem so wichtigen und grundrechtsrelevanten

Vorhaben Sorgfalt vor Schnelligkeit geht. Sollte die verbleibende Legislaturperiode

für die notwendigen Anpassungen nicht mehr ausreichen, wäre nach der

Bundestagswahl grundsätzlich neu über das Thema nachzudenken.

Wer weiß, welch hohe Bußgeldbescheide insbesondere in Wettbewerbsangelegen-

heiten erlassen werden, der versteht, dass Unternehmen nicht LO\OS^] aOQOX n5KQK-

tellPfVVOXm, die noch nicht einmal abschließend geklärt sind, in eine existenzbedro-

hende Situation gebracht werden dürfen l und das bewirkt der vom Register unter-

stützte Ausschluss vom öffentlichen Wettbewerb. Hier gilt es, Augenmaß zu behal-

ten. Niemandem nutzt es, wenn ein neues Register bereits wegen geringfügiger

Verstöße ansonsten grundsolide Unternehmen in die Insolvenz treibt.


